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Verschiedene Positionen und Thesen 
zur Finanzierung der Stadtbahn Hamburg  


Stand Oktober 2014
Quelle: wikipedia
Die Entwicklung moderner Stadtbahnen –an der Oberfläche oder teilweise als U-Bahn im Tunnel – hat dazu geführt, dass die Straßenbahn als Stadtbahn wieder in die Städte Europas zurückkehrt, da sie wesentlich kostengünstiger als U-Bahn-Strecken zu bauen und zu betreiben sind; zudem empfinden Fahrgäste es nicht als Komfort, nur im Tunnel zu fahren.
Optische Genüsse und Fahrkomfort machen per Oberleitung bewegte Elektromobilität, Fahrzeuge auf Schienen, attraktiv.

Dawider steht: Mit dem Koalitionsvertrag vom 17. April 2008 zwischen der CDU und der GAL zur Bildung des Senates wurde eine Absichtserklärung zum Bau einer Stadtbahn Hamburg bestätigt. Am 8. Januar 2009 entschied die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, dass die erste neue Straßenbahnlinie die Stadtteile Bramfeld und Altona verbinden sollte. Als erste Teilstrecke sollte vom Bramfelder Dorfplatz über den neu zu errichtenden Betriebshof nördlich der S-Bahn-Station Rübenkamp über Kellinghusenstraße nach Eppendorf gebaut werden. Die Hochbahn als zuständiges Unternehmen für Planung, Bau und Betrieb rechnete damit, bis Mitte 2010 die Entwurfsplanung abzuschließen und bei optimalem Verlauf des folgenden Planfeststellungsverfahrens Anfang 2012 mit dem Bau beginnen zu können. 2014 sollte der erste Streckenabschnitt in Betrieb genommen werden. Die15 km lange Strecke war erster Teil eines ca.50 km langen Stadtbahnnetzes.

Im Mai 2011 hat der Aufsichtsrat der Hochbahn in einer Sondersitzung die Einstellung des Planfeststellungsverfahrens beschlossen. Seither gilt als verhindernde Einrede des SPD-Senats unter OB Olaf Scholz das Argument fehlender Finanzierbarkeit.  [
Die prognostizierten Gesamtkosten von 338 Millionen Euro für den ersten Strecken-abschnitt sollen sich wie folgt aufteilen: Die Hochbahn trägt die Kosten für den Bau des Betriebshofs und die Beschaffung der Fahrzeuge (zusammen 109 Millionen Euro). Weitere 98 Millionen Euro werden durch das Regionalisierungsgesetz (26 Millionen Euro) und das Entflechtungsgesetz (72 Millionen Euro) bereitgestellt. Vom verbleibenden Anteil von 
131 Millionen Euro sind 74 Millionen Euro grundsätzlich förderungsfähig durch das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG). Nachdem die Fördermittel von Regionalisierungs- und Entflechtungsgesetz bereits gesichert werden konnten[12], sollten die Anträge für die Förderung im Rahmen des GVFG voraussichtlich im März 2011 gestellt werden, sobald die Hochbahn über ausreichend belastbare Planungsunterlagen verfügt, was leider dann unterblieb.. 
Die standardisierte Bewertung des Vorhabens durch das BMVBS konnte bereits ein positives Kosten-Nutzen-Verhältnis bestätigen, das heißt, dass der zu erwartende (monetarisierte) Nutzen den Kostenaufwand übersteigt. Der errechnete Faktor beträgt 1,18, das bedeutet, dass für jeden investierten 1,18 Euro volkswirtschaftlicher Nutzen entsteht. 
Der Nachweis über ein günstiges Verhältnis ist eine der zentralen Voraussetzungen für die finanzielle Zuwendung des Bundes für das Projekt.[13]Sofern die Förderung wie vorgesehen erfolgt, verbliebe für Hamburg ein Restbetrag von 57 Millionen Euro, der über einen Zeitraum von rund vier Jahren aufgebracht werden müsste. 
Hier wird die Milliardärsliste ins Gespräch kommen müssen. Die Wohlhabenden dieser Stadt sollen an ihrer Zuwendungen gemessen werden, die, eigener moralischer Pflicht genügend, noch zu Lebzeiten ihre historische Bedeutung gewüdigt sehen werden..
Eine Dr.OetkerLinie könnte dafür evtl. Zeugnis ablegen. 
Meinungen einiger TopPolitiker zum Thema „Finanzierung einder Stadtbahn“


Joachim Bischoff /DIE LINKE
Aus sozialen und umweltpolitischen Gründen tritt die LINKE für einen weiteren Ausbau und ein kostengünstiges Angebot des öffentlichen Personennahverkehrs ein. 
Im Zusammenhang mit dem Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs kommt daher auch für Hamburg die Frage der Finanzierung der Stadtbahn ins Spiel. Diese ist zu einem wesentlichen Teil von Bundes​mitteln abhängig. Der Schienenpersonennahverkehr wird über Regionalisierungs​mittel finanziert, Investitionen in den Städten über das Gemeindeverkehrs-finan​zierungsgesetz (GVFG). Über die langfristige Sicherung dieser Grundlagen wird zurzeit politisch diskutiert. Beide Säulen sind auch in Zukunft unerlässlich. Der Bund muss daher trotz der schwierigen Haushaltslage langfristig Planungssicherheit für die Nahverkehrs-branche schaffen. Dazu gehört der Erhalt der Regionalisierungsmittel über das Jahr 2014 hinaus mit einer Dynamisierung um jährlich 2,5 Prozent. Außerdem muss für das GVFG, welches in 2019 ausläuft, dringend eine Ersatzregelung gefunden werden.

Stefanie v. Berg / DIE GRÜNEN
Zu den Kosten der Stadtbahn: Die Kosten für den ersten Teilabschnitt betragen 338 Mio €, die sich wie folgt zusammensetzen: 61 Mio € für den Betriebshof, 48 Mio € für 14 Fahrzeuge (werden von der Hochbahn übernommen); 98 Mio € fest zugesagte (und zweckgebundene) Zuschüsse vom Bund, 74 Mio € beantragt - bleiben 57 Mio €, die vom Hamburger Haushalt übernommen werden müssen. 152 Mio € entfallen auf Baukosten, 77 Mio € auf die Planung, den Grunderwerb und andere Leistungen. Wichtig hierbei: Die Investitionen verteilen sich über 15 bis 20 Jahre!!! Zudem haben Studien ergeben, dass jeder investierte Euro sich mit 1,18 € Ertrag wieder auszahlt. 

Antje Möller (DIE GRÜNEN) zum Thema Verkehr und Mobilität
1. … Die Baukosten des Betriebshofs und die Beschaffung der Fahrzeuge in Höhe von 109 Mio fallen nur für den 1. Bauabschnitt an. Für die kommenden Abschnitte, würde nur die Beschaffung der Fahrzeuge durch die Hochbahn finanziert werden. Grundsätzlich gilt, dass die Kosten nicht in einem Jahr finanziert werden müssen, sondern über die gesamte Bauzeit gestreckt beglichen werden müssen. Dies wird über eine Finanzierung geschehen und nicht in einer Summe bezahlt. Hier unterscheidet sich die Investition für die Stadtbahn nicht von normalen Eigenheimfinanzierung.
Auch ohne die Stadtbahn würden auf die Hochbahn große Investitionen für neue Busse anfallen und es müsste auch ein neuer Betriebshof gebaut werden. Diese Investitionen sind auf ein Stichzeitpunkt gesehen erhebliche geringer, jedoch auf einen Zeitraum von 30 Jahren, ist ein Stadtbahnsystem deutlich kostengünstiger. Dieses wurde von verschiedenen Untersuchungen und in einer Beispielrechnung der Zeitschrift "Nahverkehr" eindeutig belegt. Der volkswirtschaftliche Nutzen wurden in diesen Berechnung freilich nicht belegt, dieser ist weitaus höher als bei einem Bussystem.  Nachzulesen bei: stadtbahn.hochbahn.de

2.    Im Regionalisierungsgesetz sind verschiedene Projekte veranschlagt, u.a. der barrierefreie Ausbau der U-Bahnhaltestellen. Jedoch kann ich nicht nachvollziehen, warum Sie davon ausgehen, dass diese Gelder schon komplett verplant seien. Die von Ihnen erwähnten 26 Mio Euro aus diesem Topf verteilen sich auf die gesamte Bauzeit. Wenn man von einer drei jährigen Planungs- und Bauzeit ausgeht, dann beträgt die angenommene jährliche Belastung aus diesem Haushaltstitel 8,67 Mio Euro. Es bleiben also dementsprechend Mittel für andere Projekte übrig.

3.    Beim Entflechtungsgesetz verteilen sich die Kosten ebenfalls auf angenommene drei Jahre, also 24 Mio pro Jahr. Das Regionalisierungsgesetz sowie das Entflechtungsgesetz regeln Transferleistungen des Bundes an die Länder. Diese Leistungen sind nach Länder-quoten aufgeteilt und sind über die Jahre planbar, weil sie keinen Schwankungen unterliegen.

4.     Auch die Bundeszuschüsse aus dem GVFG sind über die Bauzeit verteilt anzusetzen. Die Regularien des GVFG schreiben vor, dass erst bei einem planfestgestellten Bauprojekt ein Zuschuss beantragt werden kann. Davor liegen verschiedene Vorstufen, welche u.a. Bauabsichtserklärungen enthalten. Hier wird eine grobe Planung eingereicht für eine Vorprüfung des Bundes gemacht. Dieses ist dann Teil der Kalkulation. Das beschriebene Verfahren gilt für alle Bundesländer die regionale Bauverkehrsprojekt planen und es gibt keine Listen oder Vorbesetzungen von Geldern. Häufig wird das GVFG mit dem Bundesverkehrswegeplan verwechselt, der in der Tat lange Listen mit Vorhaben bis ins Jahr 2025 enthält. Bei regionalen Projekten, die am Ende in den Besitz der Kommune übergehen, gibt es solche Listen nicht. In der Tat haben aber auch andere Bundesländer etliche Pläne "in der Schublade", welche sie dann rausholen, wenn genügend eigenes Geld vorhanden ist, um die Projekte mit den Mitteln des Bundes Projekte umzusetzen. Hamburg konnte dieses bei der Stadtbahn bisher nicht tun, weil hier die Planung abhängig von der jeweiligen politischen Mehrheit ist.

GAL: Stadtbahn ist doch bezahlbar
Des SPD-Senats erklärte Politik: Nicht in ein Großprojekt stürzen, das finanziell kaum kalkulierbar ist. Nachdem sich zuletzt zahlreiche Politiker - auch der SPD - für die Neuauflage der Stadtbahn ausgesprochen hatten, versuchen die Grünen, den Druck auf Bürgermeister Olaf Scholz (SPD) zu erhöhen. Dieser betont stets, eine neue Straßenbahn sei zwar eine gute Idee, aber definitiv nicht finanzierbar. Die GAL will das Gegenteil beweisen.

Die Busbeschleunigung kostet so viel wie eine Straßenbahn von Altona nach Bramfeld.
Mit den 260 Millionen Euro, die der Senat für schnellere Busse einsetzen will, seien zumindest die ersten beiden Bauabschnitte einer Stadtbahn problemlos finanzierbar, meint der GAL-Verkehrsexperte Till Steffen. Voraussetzung seien Zahlungen des Bundes aus verschiedenen Fördertöpfen: Diese würden laut gesetzlicher Vorgaben deutlich höher ausfallen, wenn die Stadt in Schienen statt in Busse investiert.

Dr. Steffen rechnet vor: Für den ersten Bauabschnitt der Stadtbahn - bis vor einem Jahr plante die Hochbahn die Trasse Bramfeld-Kellinghusenstraße - würden 338 Millionen Euro fällig. 
172 Millionen übernähme der Bund. Zudem müsse man 48 Millionen, die für dieAnschaffung der Fahrzeuge eingeplant waren, wieder abziehen, so Steffen. Schließlich fehlten auch in der Kalkulation für das Busprogramm die Kosten für neue Busse; und jede neue Stadtbahn würde mehrere Busse ersetzen. Übrig bleiben 118 Millionen Euro. Somit könnte auch die Verlängerung der Trasse von Eppendorf nach Altona mitfinanziert werden.

Der Ex-Justizsenator wirft Scholz vor, "falsche Tatsachenbehauptungen" aufgestellt zu haben. Außerdem sei völlig unklar, welchen Nutzen die Busbeschleunigung tatsächlich hat - sofern man wie vom Senat angekündigt auf weitreichende neue Busspuren verzichtet. Der Senat teilte mit, eine Erfolgskontrolle sei erst nach der Umsetzung möglich; belastbare Effizienzprognosen gibt es nicht.

GAL-Kritik an Senats-Plan. Bus statt Stadtbahn.

Die GAL hat die 259 Millionen Euro schweren Pläne des Senats zur Busbeschleunigung, kritisiert. Der erste Bauabschnitt der Stadtbahn von Bramfeld zur Kellinghusen​straße hätte die Stadt unter Einbezug von Bundesmitteln 118 Millionen Euro weniger gekostet, so GAL-Verkehrsexperte Till Steffen. „Das von Olaf Scholz vorgegebene Dogma, Hamburg könne sich die Stadtbahn nicht leisten, ist damit zweifelhaft." Die Stadtbahn hätte insgesamt rund eine Milliaiarde Euro gekostet .    /Hamburger Morgenpost 13.01.2012
Unsere Stadt Hamburg bildet das verkehrspolitische Schlusslicht Europas!

> Daher das Ziel:  In Hamburg Europas ÖPNV-Standards einzuführen unter Einbeziehung und Beteiligung aller Bürger und Parteien. 
Dazu erfolgt die Umsetzung der besten Projektplanung für die S-O-Achse via Kellinghusen-Martini-Hoheluft nach Altona (abhängig vom neuen Bhf.) bei möglichst gleichzeitiger Weiterführung zum Rathausmarkt und nach Niendorf.

> Zuerst: Ausführung der ersten beiden Bauabschnitte. Bau eines wirtschaftlichen 40km Netzes als erstes großes Teilstück entstehender Stadtbahnlinien für Hamburg. 
Planbar und bezahlbar! Kostendeckender Verkehr auf der Linie Stellingen- Farmsen!
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